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1 FORSCHUNGSSCHWERPUNKT 
 
 
Leitung:     Prof. Dr. Egbert Jahn 
 
Mitarbeiter:     Aser Babajew M.A. (Doktorand)* 

Mario Dragičević M.A. (Doktorand)* 
Aytan Gahramanova M.A. (Doktorand)* 
Andrijana Preuss M.A. (Doktorand)*   

 Dr. Astrid Sahm ** 
Dr. Susan Stewart * 

 
 
Ein Teil der wissenschaftlichen Mitarbeiter war im Jahr 2005 am Mannheimer Zentrum für 
Europäische Sozialforschung (*) oder am Lehrstuhl für Politische Wissenschaft und Zeitge-
schichte (**) beschäftigt, die anderen wirkten aufgrund anderweitiger Finanzierung an den Ar-
beiten des FKKS mit. 
 
Sekretariat: Olga Tscherer** 
 
Geprüfte Hilfskräfte: Andrijana Preuss, Mario Dragičević 
 
Wissenschaftliche Hilfskräfte: Efkan Barın, Konstantin Derkatschew, Katharina Ertmer, Ha-
gen Ettner, Hannes Lambrecht, Heike List, Gwendolyn Schrott, Florian Strasser, Dorothea 
Wolf 
 
Zielsetzungen: 
 
Der Forschungsschwerpunkt Konflikt- und Kooperationsstrukturen in Osteuropa (FKKS) be-
steht seit Oktober 1993 am Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung (MZES) 
und am Lehrstuhl für Politische Wissenschaft und Zeitgeschichte an der Universität Mannheim. 
Er wurde am 18. Mai 1992 an der J. W. Goethe - Universität Frankfurt am Main (unter dem 
Namen: Forschungsstelle Konflikt- und Kooperationsstrukturen in Ostmitteleuropa, Südosteu-
ropa und Eurasien) gegründet und befaßt sich mit ausgewählten Problemen der gesellschaftli-
chen und staatlichen Transformation der ehemaligen sozialistischen Länder Osteuropas und der 
Sowjetunion nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Parteiherrschaft. 
 
Der Forschungsschwerpunkt konzentriert sich in seiner Arbeit in ausgewählten Fällen und im 
systematischen Vergleich auf die Ursachen und Entstehung von Konflikten, die Eskalation von 
Konflikten bis zur gewaltsamen und kriegerischen Austragung sowie auf Beispiele friedlicher 
Konflikttransformation, die zur Entwicklung von kooperativen Strukturen zwischen den sozia-
len und nationalen Gruppierungen und zwischen den Staaten im östlichen OSZE-Raum führt. 
 
Die Aufgaben des FKKS sind: Forschung 

Nachwuchsausbildung 
Wissenstransfer 
Politikberatung 
Veranstaltung von Konferenzen und Symposien 
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Wichtige Bereiche der Forschung sind: 
 
1. Nationalitätenpolitik einzelner Staaten und im Vergleich 
2. Außen- und Sicherheitspolitik einzelner Staaten und in der Integrationskonkurrenz zwi-

schen Brüssel und Moskau 
3. staatliche und sozioökonomische Ordnungspolitik im Zusammenhang des Nations- und 

Staatsbildungsprozesses 
4. Umweltpolitik im Zusammenhang des Nations- und Staatsbildungsprozesses und der inter-

nationalen Kooperation 
 
 
 
2 ENTWICKLUNG IM JAHR 2005 

Dies ist der letzte gedruckte Jahresbericht des Forschungsschwerpunktes Konflikt- und Koope-
rationsstrukturen im Osten Europas, da der Leiter des FKKS, Egbert Jahn, zum 1. Oktober 2005 
in den Ruhestand geht. Interessenten können jedoch in Zukunft eine elektronische Form des 
Jahresberichts anfordern und erhalten. Allerdings wird er noch weiterhin Forschungsprojekte 
am Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialforschung sowie Dissertationen zu osteuropäi-
schen Themen betreuen, so daß der Forschungsschwerpunkt in reduzierter Weise noch weiter-
existieren wird. Der Lehrstuhl für Politische Wissenschaft und Zeitgeschichte soll erst im Win-
ter 2006/2007 wiederbesetzt werden, allerdings wird dabei kein Schwerpunkt mehr auf der Ost-
europa-Forschung liegen. 

In diesem Jahr konnten eine ganze Reihe der laufenden Projekte erfolgreich mit Promotionen 
und eingereichten Dissertationen abgeschlossen werden. Das von der Deutschen Stiftung Frie-
densforschung geförderte Konferenz- und Publikationsvorhaben findet im September seinen 
Abschluß mit dem Erscheinen des Bandes 2 „Die Zukunft des Friedens. Sichtweisen der jünge-
ren Generationen der Friedens- und Konfliktforschung“, herausgegeben von Egbert Jahn, Sabi-
ne Fischer und Astrid Sahm im Verlag für Sozialwissenschaften, Wiesbaden. Er fußt auf den 
Beiträgen für die Konferenz in der Evangelischen Akademie Arnoldshain vom 24. bis 26. Ok-
tober 2003, über die bereits berichtet wurde. Gleichzeitig erscheint Band 1 des Werkes „Die 
Zukunft des Friedens. Eine Bilanz der Friedens- und Konfliktforschung“, herausgegeben von 
Astrid Sahm, Manfred Sapper und Volker Weichsel, in zweiter Auflage. 

Das Projekt über das Verhältnis von Westintegration und Ostpolitik in Polen und in Tschechien 
von Markus Bieniek, der im Januar erfolgreich promoviert hat, und Volker Weichsel mündete 
in zwei Dissertationen. Rolf Peter hat sein Projekt über die Europapolitik Rußlands ebenfalls 
erfolgreich mit seiner Promotion im Juli abgeschlossen. Volker Weichsel arbeitet bereits seit 
einiger Zeit in der Redaktion der Zeitschrift „Osteuropa“. Rolf Peter fand erfreulicherweise 
ebenfalls sogleich nach der Promotion eine Stelle bei der Hochschulrektorenkonferenz, auf der 
er seine Osteuropakenntnisse einbringen kann. 

Astrid Sahm wird in Kürze ihre Habilitationsarbeit abschließen, die auf einem früheren For-
schungsprojekt am MZES aufbaut. Sie geht am 1. Oktober für ein Jahr an die Internationale 
Bildungs- und Begegnungsstätte in Minsk. In diesem Jahr wird sie als Assistentin am Lehrstuhl 
für Politische Wissenschaft und Zeitgeschichte von Susan Stewart vertreten. 

Damit hat sich der alte Stamm der FKKS-Mitarbeiter in Mannheim aufgelöst. Auch viele Wis-
senschaftliche Hilfskräfte haben im vergangenen Jahr ihr Studium erfolgreich abgeschlossen 
und eine Arbeit außerhalb Mannheims gefunden. 
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Im Juli 2005 wurde das 6. Forschungsprogramm des Mannheimer Zentrums für Europäische 
Sozialforschung verabschiedet. In dessen Rahmen wurde auch ein Forschungsschwerpunkt 
„Neue Demokratien und Konfliktregulierung“ eingerichtet, der von Egbert Jahn geleitet wird, 
und zwei Projektbereichen umfaßt: 1. Autoritäre Integration oder demokratische Kooperation? 
Der Kaukasus zwischen Brüssel und Moskau, und 2. Europäische and andere internationale 
Friedensaufbaumaßnahmen in Bosnien-Herzegowina und im Kosovo umfaßt.  

In diesem Rahmen wurden folgende Projekte begonnen, zu denen am 25. August ein erster 
Workshop zur Projektkoordination stattgefunden hat. 

Aser Babajew hat am 1. April 2005 ein Dissertationsprojekt „“Politische Systemtransformation 
in Aserbaidschan” begonnen, das durch ein Doktorandenstipendium finanziert wird. 

Aytan Gahramanova hat vom MZES eine Anschubfinanzierung ab 1. September 2005 für das 
Projekt “Internationaler und europäischer Friedensaufbau im Südkaukasus“ erhalten. 

Zuleiha Mailzadeh bereitet ein Exposé für eine privat finanzierte Dissertation zum Thema “Die 
Entwicklung der Zivilgesellschaft im Südkaukaus“ vor. 

Andrijana Preuss weitet die Arbeit an ihrer Magisterarbeit „Friedensaufbau durch internationale 
Polizeieinsätze in ethnonationalen Konflikten Bosnien-Herzegowinas am Beispiel der WEU-
Polizei in Mostar“, die 2004 im LIT-Verlag, Münster, erschienen ist, zu einem am 15. Juli be-
gonnenen und zunächst vom Lehrstuhl und dann vom MZES geförderten Projekt “Europäische 
und andere internationale Aktivitäten für den Friedensaufbau in Bosnien-Herzegowina” aus.  

Mario Dragičević bemüht sich um ein Graduiertenstipendium für das Projekt “Zum Verhältnis 
von Friedens- und Nationsaufbau in Bosnien-Herzegowina“. 

Bastian Veigel wird vielleicht und frühestens 2006 ein Projekt über „Staatsaufbau unter interna-
tionaler Verwaltung im Kosovo – State-building under international administration in Kosovo“ 
beginnen, dessen Finanzierungsmöglichkeiten noch ungeklärt sind. 

Somit entsteht nach der ersten Frankfurt-Mannheimer und nach der zweiten Mannheimer nun-
mehr eine dritte Mannheimer FKKS-Generation mit einem internationalen Charakter. 

Egbert Jahn 
 
 
 
3 FORSCHUNGSPROJEKTE 
 
 
Habilitationsprojekt: Brüssel oder Moskau? Integrationskonkurrenz und regionale Ko-
operation am Beispiel neuer Mitglieds- und Nachbarstaaten der EU 
Bearbeiter: Astrid Sahm 
Projektbeschreibung:  
Die Arbeit geht von der Existenz einer strukturellen Integrationskonkurrenz zwischen den bei-
den Integrationspolen Brüssel und Moskau aus. Sie unterscheidet dabei drei Dimensionen von 
Integrationskonkurrenz: eine geopolitische, eine funktionale und eine normative. Die zentrale 
These besteht darin, dass die Dominanz antagonistischer Momente in den Beziehungen zwi-
schen Brüssel und Moskau nur dann vermeidbar ist, wenn eine weitgehende Harmonisierung 
auf der normativen Ebene erfolgt. Von besonderer Bedeutung sind dabei die Beziehungen zwi-
schen Russland und der Europäischen Union, da von Seiten der Europäischen Union in wesent-
lich größerem Umfang als von der NATO und den USA die Erfüllung bestimmter Normen und 
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Standards zur Voraussetzung für Kooperation und Integration erhoben wird. Über die Entwick-
lung von Integrationsprozessen und Integrationskonkurrenz wird allerdings nicht nur auf der 
Ebene der Integrationspole entschieden. Die Arbeit untersucht daher am Beispiel des neuen 
EU-Mitgliedsstaats Polen sowie der EU-Nachbarländer Belarus und Ukraine die Bedeutung 
von Integrationskonkurrenz auf der innenpolitischen und außenpolitischen Ebene sowie auf der 
Ebene der regionalen Kooperation. Im Mittelpunkt stehen dabei die Fragen, welchen Zusam-
menhang es a) zwischen der innenpolitischen Regimeentwicklung und den integrationspoliti-
schen Entscheidungen der zentralen politischen Akteure gibt und b) inwieweit integrationspoli-
tische Entscheidungen durch regionale Kooperation beeinflusst werden können. Als Fallbei-
spiele für die Stabilität der integrationspolitischen Präferenzen werden zudem die innen- und 
außenpolitischen Reaktionen in den drei Untersuchungsländern auf die Interventionen in Tsche-
tschenien, Kosovo und Irak analysiert. Der Abschluss der Arbeit ist für das Frühjahr 2006 ge-
plant. 

 
Die ,zweite nationale Wiedergeburt‘. Nationalismus, nationale Bewegungen und 
Nationalstaatsbildung in der spät- und postkommunistischen Gesellschaft (laufend) 
 
Bearbeiter: Egbert Jahn und ca. 50 Mannheimer und auswärtige Wissenschaftler 
Finanzierung: Volkswagen-Stiftung (zur Projektbeschreibung siehe Jahresbericht 1996) 
 
 
Autoritäre Integration oder demokratische Kooperation? Der Kaukasus im Spannungs-
feld zwischen Brüssel und Moskau (laufend) 
 
Bearbeiter: Aytan Gahramanova, Aser Babajew 
Finanzierung: Anschubfinanzierung des Mannheimer Zentrums für Europäische Sozialfor-
schung  
 
 
Internationale Unterstützung von Demokratisierungsprozessen in Mittel- und Osteuropa 
am Beispiel des NGO-Sektors (laufend) 
 
Bearbeiterin: Susan Stewart 
Finanzierung: Anschubfinanzierung des Mannheimer Zentrums für Europäische Sozialfor-
schung  
 
 
 
4 AUSBILDUNGS-, VERÖFFENTLICHUNGS- UND VERMITTLUNGSAKTIVITÄTEN 
 
4.1 PUBLIKATIONSREIHEN DES FKKS 
 
 
Studien zu Konflikt und Kooperation im Osten 
 
Band 12 Susan Stewart, Explaining the Low Intensity of Ethnopolitical Conflict in 

Ukraine, Lit Verlag, Münster 2005, 264 S. 
 
Band 13 Polens Westintegration und Ostpolitik. Vorstellungen unterschiedlicher politi-

scher Kräfte im Vergleich, Lit Verlag, Münster 2005, 300 S. 
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Band 14 Hagen Ettner, Das Gebiet Sverdlovsk im föderativen System Rußlands. Ein Bei-
trag zum Stand des rußländischen Föderalismus, Lit Verlag, Münster 2005, 136 
S. 

 
Band 15 Rolf Peter, Russlands Außenpolitik im neuen Europa 1992-2004. Nationale Iden-

tität, politische Transformation und regionale Integration innerhalb und außer-
halb des Kontextes europäischer Einigung, Lit Verlag, Münster 2005, 274 S. (im 
Druck) 

 
 
4.2 NACHWUCHSFÖRDERUNG 
 
Im Berichtsjahr wurden folgende Arbeiten – außer den in Abschnitt 3 bereits erwähnten – abge-
schlossen: 
 
Andrijana Preuss: „Friedensaufbau durch internationale Polizeieinsätze in ethnonationa-
len Konflikten Bosnien-Herzegowinas am Beispiel der WEU-Polizei in Mostar“ (Magi-
sterarbeit 2004; Nachtrag der Redaktion) 
 
Anfang der 1990er Jahre erweiterten die Vereinten Nationen ihre Friedenspolitik um das Kon-
zept des Friedensaufbaus („post-conflict peace-building“). Es besagt, dass ein formal erlangter 
Frieden mit zivilen Mitteln gefestigt bzw. aufgebaut werden muss, um von Dauer zu sein. Eines 
dieser Mittel ist die Polizeireform. In den chaotischen Verhältnissen vieler Nachkriegsgesell-
schaften mangelt es vor allem für Minderheitenangehörige an Sicherheit, die lokale Polizei ist 
oft nicht in der Lage oder nicht willens, ihre Aufgaben zu erfüllen. Hier setzen Friedensauf-
baumaßnahmen durch internationale Polizeieinheiten ein. 
Eine der ersten europäischen Erfahrungen im Bereich des polizeilichen Friedensaufbaus wurde 
von 1994 bis 1996 im bosnisch-herzegowinischen Mostar gemacht: Ein Polizeikontingent der 
Westeuropäischen Union unterstützte die internationale Verwaltung der Stadt. Unter der Lei-
tung von Hans Koschnick sollte Mostar zum Modell für den Friedensaufbau in Bosnien-
Herzegowina werden. Es galt, zwei Stadthälften wieder zusammenzuführen, deren Bewohner 
sich im Laufe eines brutalen Krieg entzweit hatten. Zu dieser Aufgabe gehörte die Wiederver-
einigung und Reform der Polizei von Mostar, die auf Dauer für Sicherheit und für ein angstfrei-
es Klima sorgen sollte. 
In der Arbeit von Preuss wird das Konzept des Friedensaufbaus diskutiert und seine Bedeutung 
im polizeilichen Bereich herausgearbeitet. Die Autorin stellt die Probleme vor, die sich beim 
Aufbau eines stabilen Friedens und insbesondere bei einer Polizeireform in Nachkriegsgesell-
schaften ergeben, und geht dabei besonders auf den Fall von Autonomie- und Sezessionskrie-
gen ein. Ausführlich werden die Bedingungen und Ziele, die Struktur und Arbeit der wenig 
erforschten WEU-Polizei in Mostar dargestellt. Als Ergebnis stellt Preuss das Scheitern der 
Polizeireform fest: nach dem zweijährigen internationalen Einsatz ist Mostar zwar sicherer ge-
worden, aber die Vereinigung der Polizei ist mißglückt.  
 
 
Rolf Peter: „Rußlands Außenpolitik im neuen Europa 1992-2004, Nationale Identität, 
politische Transformation und regionale Integration innerhalb und außerhalb des Kon-
textes europäischer Einigung“ (Inauguraldissertation 2005) 
 
Das o.g. Projekt wurde im November 2004 abgeschlossen. Die im Rahmen des Projekts durch-
geführte Analyse der außen- und integrationspolitischen Vorstellungen rußländischer politi-
scher Akteure im gesamteuropäischen Kontext gab Aufschluß darüber, wie sich das Verhältnis 
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zwischen Rußlands Anbindung an das sich erweiternde Westeuropa einerseits und Moskaus 
Bestreben, selbst ein Integrationskern in Osteuropa zu sein, andererseits gestaltet. In den Rei-
hen der rußländischen Eliten existieren sehr unterschiedliche und differenzierte Vorstellungen 
darüber, in welchem Verhältnis Moskaus Politik der Westanbindung zu seinen eigenen Integra-
tionsbemühungen im postsowjetischen Raum steht. Komplexe politische Konzepte gehen weit 
über eindimensionale „Entweder-Oder“-Optionen hinaus. Westanbindung und GUS-Integration 
gelten nicht zwangsläufig als unvereinbar, sondern vielfach als komplementär. Die These, daß 
das Bemühen um eine Westanbindung Rußlands Hand in Hand geht mit einer entschiedenen 
demokratisch-parlamentarischen und marktwirtschaftlichen Orientierung, während eine starke 
Präferenz für die Integration im GUS-Raum mit einer gesellschaftspolitischen Distanz gegen-
über westlichen Demokratie- und Wirtschaftsmodellen verbunden ist, kann durch die For-
schungsergebnisse höchstens teilweise bestätigt werden. Der Wunsch rußländischer politischer 
Akteure nach Westanbindung ist durchaus verknüpft mit dem Bestreben, in Rußland eine de-
mokratische und marktwirtschaftliche Ordnung– wenn auch nicht zwingend nach westeuropäi-
schem Muster – zu etablieren. Die Präferenz für Integration im postsowjetischen Raum ist hin-
gegen nicht zwangsläufig mit einer Distanzierung von Demokratie und Marktwirtschaft ver-
bunden; ebenso wenig impliziert sie notwendigerweise eine auf Zwang beruhende Hegemonie 
Rußlands. 
Auf diesen Erkenntnissen aufbauend wurde außerdem untersucht, wie die unterschiedlichen 
gesellschafts-, außen- und integrationspolitischen Konzeptionen die europapolitischen Präfe-
renzen der rußländischen Regierung im Untersuchungszeitraum von 1992 bis 2004 beeinflußt 
haben. Im Detail sind die Untersuchungsergebnisse in der Studie von Rolf Peter mit dem Titel 
„Rußlands Außenpolitik im neuen Europa 1992-2004. Nationale Identität, politische Transfor-
mation und regionale Integration innerhalb und außerhalb des Kontextes europäischer Eini-
gung“ nachzulesen. Sie wird demnächst im LIT-Verlag erscheinen. 
 
 
Katja Schuster: „Die Minderheitenpolitik Bulgariens“ (Magisterarbeit 2005) 
 
Eine den inneren Frieden gewährleistende Minderheitenpolitik gehört zu den Voraussetzungen 
für die Aufnahme neuer Mitglieder in die Europäische Union. Bulgarien gehört zu den Staaten, 
die eine beträchtliche Anzahl ethnischer und religiöser Minderheiten beherbergen, die aber 
gleichzeitig dies nicht bei der Organisation ihrer staatlich-administrativen Strukturen berück-
sichtigen, obwohl in Bulgarien nicht die Gefahr einer separatistischen Bewegung einer kom-
pakten ethnonationalen Mehrheit in Grenzgebieten besteht. Zum Teil liegt das an der politi-
schen Grundeinstellung der gesellschaftlich und staatlich führenden Schichten, zum Teil an der 
Streuung der Ethnien über das gesamte staatliche Territorium. 

Bulgarien gehört mit seiner zentralistischen Staatsstruktur und einem starken Staatsnationalis-
mus zu den Staaten, die lange die Existenz relevanter ethnischer Minderheiten leugneten und 
das Ziel einer ethnisch homogenen bulgarischen Nation gegenüber den offensichtlich doch vor-
handenen Minderheiten mit einer rigiden staatlichen Assimilationspolitik verfolgten. Die Libe-
ralisierung und Demokratisierung Bulgariens sowie die Aussicht auf eine EU-Mitgliedschaft 
des Landes schufen die Voraussetzung für eine tolerantere ethnisch-religiöse Minderheitenpoli-
tik, die in der vorliegenden Arbeit detailliert herausgearbeitet wird. Thematisiert werden das 
Namensrecht, der Sprachengebrauch, das Schul- und Bildungswesen der Minderheiten, die Re-
ligionsfreiheiten, die Minderheitenorganisationen, der Medienzugang sowie die politische Par-
tizipation in Form der parteipolitischen Vertretung der Minderheiten, die wiederholte Regie-
rungsbeteiligung. 

Egbert Jahn 
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Florian Strasser: „Einfluß gewaltloser Massenbewegungen auf Regimewechsel am Bei-
spiel der ukrainischen Wahlkrise 2004“ (Diplomarbeit 2005) 
 
Der Ausgang der ukrainischen Wahlkrise im November und Dezember 2004, deren Verlauf in 
den Medien unter der Chiffre „Orange Revolution“ bekannt wurde, kann als dritter demokrati-
scher Umbruch eines postsozialistischen Staates innerhalb der letzten vier Jahre in eine Reihe 
gestellt werden mit den Machtwechseln in Jugoslawien 2000 und Georgien 2003. Versuche, auf 
der Grundlage von Gemeinsamkeiten dieser drei Fälle ein generalisiertes Modell demokrati-
scher und gewaltloser Regimewechsel zu postulieren, ignorieren jedoch singuläre Faktoren und 
unterschätzen das komplexe Zusammenspiel politischer Prozesse, die zu Gelegenheit und Rea-
lisierung eines Wechsels führen. 
Im ukrainischen Fall können der Ausgang der Präsidentschaftswahl und die Formierung der 
Massenproteste nur im Kontext der Legitimationskrise des „Ancien régime“ zwischen Herbst 
2000 und Frühjahr 2001 verstanden werden, die die autokratische Herrschaft Leonid Kučmas 
sowohl politisch durch die Opposition zuvor präsidialer Eliten als auch gesellschaftlich durch 
die größten Demonstrationen seit 1991 hinreichend schwächte. Die spätere ukrainische Mas-
senbewegung entstand durch eine Interessenkoalition aus Oppositionsparteien, mittel-
ständischen Unternehmern und basisdemokratischen Initiativen, die eine frühe Ressourcen-
mobilisierung und systematische Vorbereitung der Massenproteste betrieben. Die Bewegung 
thematisierte dabei mit zunehmender gesellschaftlicher Unterstützung die Unzufriedenheit der 
Bürger mit der Herrschaft Kučma und der dem Regime angelasteten Korruption des Staatsappa-
rats und Insiderwirtschaft sogenannter „Oligarchen“. Durch die nachgewiesene Wahl-
manipulation, die dem Regime endgültig seine Legitimität entzog, identifizierten sich bisher 
inaktive Bürger mit der Bewegung und schlossen sich ihr solidarisch an. Über eine zweigleisige 
Strategie, gewaltlose Massenproteste sowie juristische, parlamentarische und bilaterale Ver-
handlungen gelang es der Protestbewegung, das umstrittene Wahlergebnis annullieren zu las-
sen, das Kučma-Regime zu Verhandlungen zu zwingen und die Präsidentschaft Viktor 
Juščenkos durchzusetzen. Dessen Sieg wurde unter dem Druck der Straße auf institutionellem 
Weg erkämpft, das Ziel war nicht, die Institutionen zu stürmen, sondern sie zu stärken. 
Der gewaltlose Verlauf der Wahlkrise war das Ergebnis eines Wechselspiels zwischen Bewe-
gung und staatlichen Institutionen. Die Gewaltlosigkeit beruhte zum überwiegenden Teil auf 
der Einsicht, daß der Einsatz von Gewalt nicht geeignet war, um die bestehenden Probleme zu 
lösen. Dies hätte nur gezeigt, daß der Herrschaftsanspruch der Bewegung bzw. des Regimes 
nicht auf Legitimität, sondern auf Gewalt basieren würde. Die mit Gewalt kalkulierenden Ak-
teure entschieden sich daher pragmatisch gegen den Einsatz von Waffen, weil zu jedem Zeit-
punkt eine gewaltlose Strategie die relativ größeren Erfolgschancen versprach und folglich kein 
Interesse an einer gewaltsamen Durchsetzung der Forderungen bestand. Die Gewaltlosigkeit 
der Bewegung war die wichtigste Voraussetzung für die Massenmobilisierung und das Über-
laufen der vollziehenden Gewalt. Sie eröffnete den Weg einer friedlichen Konfliktregelung 
durch die gestärkten demokratischen Institutionen und ermöglichte den Vertragsschluß der 
Streitparteien. Im Fall des versuchten staatlichen Gewalteinsatzes in der Nacht des 28. Novem-
bers arbeitete der gespaltene Staatsapparat gegen die Regierung und verhinderte die gewaltsa-
me Auflösung der Massendemonstration in der Innenstadt Kiews. 
Insgesamt deutet bisher alles darauf hin, daß noch kein Regimewechsel geschafft wurde. Für 
eine abschließende Beurteilung ist es 2005 allerdings noch zu früh. Nicht ohne Grund plädieren 
Historiker für mindestens eine Generation Wartezeit, da erst aus dieser Perspektive erkennbar 
werde, was lediglich kurzfristiger Auswuchs der Umbruchsprozesse gewesen sei und was sich 
demgegenüber als tragfähige Neuorientierung von Gesellschaft und Staat herauskristallisiert 
habe. Es wäre naiv, anzunehmen, daß sich die Ukraine über Nacht in ein demokratisches Mu-
sterland verwandeln kann, weshalb vorläufig nur von einem Machtwechsel gesprochen werden 
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kann, der in einzelnen Bereichen von einem Politikwechsel, nicht aber von einem umgreifenden 
Regimewechsel begleitet wurde. 
 
 
Volker Weichsel: „Europapolitische Ordnungsvorstellungen in der Tschechischen Repu-
blik. Eine Fallstudie zur nationalpolitischen Bedingtheit der europäischen Integrati-
on“(Inauguraldissertation 2005) 
 
Die Europapolitik war in den anderthalb Dekaden nach dem Umbruch des Jahres 1989 die zen-
trale politische Streitfrage der tschechischen Politik. Erklärte Gegner eines Beitritts zur Euro-
päischen Union standen Anhängern einer Vertiefung der Integration unter tschechischer Mit-
wirkung gegenüber. Protagonisten der Westintegration der Tschechischen Republik entpuppten 
sich als EU-Skeptiker, die zuvor geäußerte Beitrittsabsichten unter erhebliche Vorbehalte stell-
ten. Gegner des NATO-Beitritts der Tschechischen Republik begannen zu erwägen, ob die EU 
sich zu einem Kooperationsforum entwickeln könnte, das den Einfluß der USA in Europa min-
dert.  
Allen Akteuren stellte sich dabei eine zentrale Frage: Soll der politische Handlungsspielraum 
der Nationalstaaten wiedergewonnen werden, in dem Politik auf europäischer Ebene institutio-
nalisiert und verlorene nationalstaatliche Handlungsfähigkeit durch Beteiligung an supranatio-
nalen Entscheidungen kompensiert wird? Oder soll die politische Handlungsfähigkeit des Na-
tionalstaats bewahrt bzw. wiedergewonnen werden, indem transnationale Vergesellschaftung 
gebremst, verhindert oder zurückgedreht wird? Soll das europäische Ordnungssystem ein lok-
ker institutionalisiertes Nebeneinander oder ein straff organisiertes Miteinander von Staaten 
sein oder sogar bundesstaatliche Züge annehmen? 
Die Arbeit gibt eine Interpretation, warum einige tschechische Akteure die europäische Verge-
sellschaftung als eine Herausforderung betrachten, auf die der Nationalstaat mit einer Strategie 
der politischen Integration adäquat reagieren kann, und warum andere Akteure die politische 
Integration zu verhindern suchen, da sie die europäische Vergesellschaftung vorantreibe und 
dem Nationalstaat als einzigen legitimen Herrschaftsverband das Grab schaufele.  
Im Fokus der Arbeit stehen die Vorstellungen der politischen Akteure vom Verhältnis zwischen 
Staat und Nation, die deren europapolitische Konzepte wesentlich prägen. Dabei lehnen jene 
Akteure, die im Staat die Verkörperung der Nation sehen oder sogar die Vorstellung hegen, daß 
der Staat der Nation historisch vorausgegangen sei, eine Vertiefung der politischen Integration 
ab. Integration im Sinne einer Verlagerung staatlicher Herrschaftskompetenzen auf supranatio-
nale Institutionen gilt diesen staatsnationalen Kräften als Schwächung der Staatssouveränität 
und eine Schwächung der Staatssouveränität als Schwächung der Nation. Diese Kräfte betrach-
ten Herrschaft daher nur dann als legitim, wenn sie im Rahmen des Nationalstaats ausgeübt 
wird. Akteure hingegen, deren Nationsverständnis weniger auf den Staat fokussiert ist, denen 
der Nationalstaat als ein Mittel zum Wohle der als Kulturnation verstandenen Nation gilt, zei-
gen sich eher bereit, Entscheidungskompetenzen von der nationalstaatlichen auf die europäi-
sche Ebene zu verlagern. Die Integration von Nationalstaaten in einem supranationalen Staa-
tenverbund oder sogar in einem Bundesstaat gilt diesen nationalföderativen Kräften als erwä-
genswertes Mittel, um inter-nationale Konflikte zu institutionalisieren, zu einer konstruktiven 
Konfliktbearbeitung zu gelangen und die kulturellen und sozialökonomischen Entfaltungs- und 
Gestaltungsmöglichkeiten der Nation zu erhöhen. Die supranationale Integration gilt ihnen 
nicht als Ende der nationalen Differenz, sondern als Mittel zur Bewahrung kultureller und ad-
ministrativer Unterschiede. 
Diese zwei grundlegenden europapolitischen Ordnungsvorstellungen sind im tschechischen 
politischen Spektrum über mehrere Parteien mit je unterschiedlichen nationalpolitischen Tradi-
tionen verteilt. Mit der Kommunistischen Partei Böhmens und Mährens (KSČM) und der De-
mokratischen Bürgerpartei (ODS) sind auf dem linken und rechten Flügel des tschechischen 



 10 

Parteienspektrums je eine starke staatsnationale Kraft präsent, denen nur ein solches Ordnungs-
system als rechtens gilt, in dem Volk und Staat eine untrennbare Einheit bilden, Volkssouverä-
nität also in der umfassenden formellen Souveränität der Nationalstaaten zum Ausdruck 
kommt. Ungeachtet des ähnlichen nationalpolitischen Konzepts unterschieden sich beide Par-
teien in ihren europapolitischen Ordnungsvorstellungen fundamental. Die „linke“ KSČM hielt 
auch nach dem Umbruch 1989 und dem Zerfall der Tschechoslowakei 1992 sowohl an der 
Tschechoslowakei als staatlichem Bezugsrahmen ihres politischen Denkens fest, als auch an 
der sicherheitspolitischen Orientierung nach Osten (Rußland) als auch an dem sozioökonomi-
schen Modell einer starken interventionistischen Staates. Die „rechte“ ODS hingegen setzte 
schon bald nach 1989 auf einen tschechischen Nationalstaat mit einem kapitalistischen Wirt-
schaftsordnung, den sie sicherheitspolitisch im Westen (USA) verankert sehen wollte. Je mehr 
sich seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre die europapolitische Debatte in der Tschechischen 
Republik von der Frage nach der sicherheitspolitischen Orientierung zu der Frage nach dem 
Ordnungsmodell für die Europäische Union verschob, desto mehr begannen sich die europapo-
litischen Positionen der beiden Parteien einander anzunähern. Während die ODS dem EU-
Beitritt immer skeptischer gegenüberstand und sich seit dem Beitritt für eine Schwächung su-
pranationaler Elemente in der EU einsetzt, hat die KSČM ihre Fundamentalopposition gegen 
die EU aufgegeben. Eine bislang minoritäre Strömung spielt sogar mit dem Gedanken, daß eine 
Stärkung der EU eine Schwächung des Einflusses der USA in Europa bewirken könne. Gleich-
wohl bleiben sowohl die staatsnationale „Rechte“ als auch die staatsnationale „Linke“ einem 
Modell souveräner Nationalstaaten in Europa verhaftet und lehnten daher geschlossen den Eu-
ropäischen Verfassungsvertrag ab. 
Ein Nationsverständnis, das kompatibel mit einer europäischen Ordnung ist, in der die Natio-
nalstaaten ihre Kräfte nicht nur ad hoc bündeln oder Souveränität bis auf Widerruf delegieren, 
sondern supranationale Institutionen eine eigenständige Legitimität gegenüber intergouverne-
mentalen Gremien haben, hegen in der Tschechischen Republik drei parteipolitisch organisierte 
Kräfte, die gemeinsam in der vergangenen Dekade etwa die Hälfte der Wähler auf sich vereinen 
konnten. Am stärksten ausgeprägt ist ein solches Denken bei den liberalen und konservativen 
nationalföderativen Kräften der Freiheitsunion und der Demokratischen Union (US-DEU), die 
im tschechischen Präsidenten Václav Havel in den 1990er Jahren ihre Leitfigur hatten. Sehr 
ähnliche europapolitische Konzepte hegen die tschechischen Christsozialen (KDU-ČSL), deren 
nationalpolitische Vorstellung auf der Verbindung von tschechischer Nationszugehörigkeit und 
katholischer Religionszugehörigkeit beruhen. Beide Parteien sind sicherheitspolitisch auf die 
USA orientiert, von der sie sich jedoch nicht wie die staatsnationale „Rechte“ eine Minderung 
des Integrationsdrucks in der EU erhoffen. Vielmehr sehen sie in ihnen einen Garanten dafür, 
daß eine weitere Integration im Rahmen der EU nicht mit einer einseitigen Stärkung der großen 
europäischen Staaten, insbesondere Deutschlands einhergeht. 
Die gesellschaftliche Basis der liberalen, konservativen und christsozialen nationalföderativen 
Kräfte ist jedoch schwach. Daher steht und fällt eine mehrheitsbildende Kooperation der natio-
nalföderativen Kräfte der tschechischen Politik mit den Sozialdemokraten (ČSSD), welche die 
größte soziale Basis unter den nationalföderativen Kräften haben. Allerdings basiert die politi-
sche Resonanz, welche die ČSSD findet, auch auf einer starken staatsnationalen Strömung in 
der Partei. Darüber hinaus laviert die Partei zwischen linken und rechten, nach Osten bzw. nach 
Westen orientierten Strömungen. Dies mündet zum einen in eine multivektorielle Politik, die 
zwischen einer einseitigen Anlehnung an die USA und an Rußland zu vermitteln sucht. Zum 
anderen unterstützte die ČSSD gemeinsam mit den Christsozialen und der US-DEU das Projekt 
eines Europäischen Verfassungsvertrags, wenngleich sie nicht in dem Maße wie die konserva-
tiven, liberalen und christsozialen nationalföderativen Kräfte bereit ist, eine Entwicklung der 
EU von einem Staatenbund zu einem Bundesstaat mitzutragen. 
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